
Bundessozialgericht

- 2 BU 31/79 - Besthluß

in dem Rechtssheh

Klägerinnen und Beschwerdegegnerinnen,

Prozeßbevollmächtigte:

Beklagte und Beschwerdeführerin,

Prozeßbevollmächtigter:

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. Februar

1980 durch die Richter K ü 5 t e r, F r i e d r i c h

und Prof. Dr. K r a s n e y sowie die ehrenamtlichen

Richter H e i n s und\ Dr. F r o m e n

beschlossen: ‘ ' _f
1

/

’

Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nichtzulassung
der Revision im Urteil des Hessischen Landessozialqerichts

vom 25. Oktober 1978 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat den Klägern die Kosten des Beschwerdever—

fahrens zu erstatten.
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G r ü n d e :

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Beklagte verurteilt, den

Klägerinnen aus Anlaß der Selbsttötung ihres Ehemannes bzw Vaters

am 18. Mai 1972 Hinterbliebenenrente aus der gesetzlichen Unfall—

versicherung zu gewähren (Urteil vom 25. Oktober 1978).

Dagegen wendet sich die Beklagte mit der Nichtzulässungsbe—

schwerde. Sie macht geltend, daß die Rechtssache grundsätzliche

Bedeutung habe und vom LSG gegen‘Verfahrensvorschriften ver-

stoßen worden sei. « )

Die Beschwerde ist nicht begründet.

)
,Nach 5 160 Abs 2 Sozialgerichtsqesetz (SGG) ist die Revision

nur
zuzulassen‚

wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung

hat (Nr 1) oder das Urteil von Entscheidungen des Bundessozial-

gerichts (BSG) oder des Gemeinsamen Senats der obersten Ge-

richtshöfe des Bundes abweicht und auf dieser Abweichung be—

ruht (Nr 2) oder ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird,

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann: der
geltend gemachte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Ver-'

letzung der 55 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Ver-

letzung des 5 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Be-

gründung nicht gefolgt ist (Nr 3). In der Beschwerdebegründung

muß nach 5 160a Abs 2 Satz 3 SGG die grundsätzliche Bedeutung

der Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung, von der das

LSG abgewichen ist, oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden.

(Nr 3). \

1 ( .
Die von der Beklagten geltend gemachte grundsätzliche Bedeutung

der Rechtssache erfordert, daß die Entscheidung von der Beant—

wortung einer Rechtsfrage abhängt, die klärungsbedürftig ist.

Eine Rechtsfrage ist nicht klärungsbedürftig, wenn ihre Beant-

wortung unmittelbar aus dem Gesetz zu entnehmen, sie so gut wie

unbestritten oder revisionsgerichtlich bereits ausreichend ge-

klärt ist (vgl Weyreuther, Revisionszulassung und Nichtzulassungs-

beschwerde in der Rechtsprechung der obersten Bundesgerichte,

S 28, 29). Das BSG hat in dem von der Beklagten in ihrer

..3-JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-3-

Beschwerdebegründung vorangestellten unveröffentlichen Urteil vom

29. Mai 1964 - 2 RU 96/59 - nicht zu entscheiden gehabt, ob es

eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung ist, unter welchen

Voraussetzungen eine Selbsttötung als Folge eines Arbeitsunfalls

anzunehmen ist. In jener Streitsache war die Revision vom LSG

zugelassen worden. Der Beklagte hatte jedoch geltend gemacht, daß

sie gleichwohl nicht nach 5 162 Abs 1 Nr 1 SGG aF statthaft sei,

weil das LSG nicht über Fragen von grundsätzlicher Bedeutung

entschieden habe. Diese Einwendungen gegen die Wirksamkeit der?

Revisionszulassung hat das BSG.schon deshalb nicht als begründet

angesehen, weil das LSG es als eine Rechtsfrage von grundsätzlicher

Bedeutung angesehen hat, unter welchen Voraussetzungen eine Selbst-

tötung rechtlich alstolge eines Arbeitsunfalls anzuerkennen ist.

Damit hat des BSG zum Ausdruck gebracht, daß es an die Zulassung

der Revision durch das LSG gebunden war, weil sie nicht nur zur

Überprüfung tatsächlicher Fragen und damit nicht offentsichtlich

gesetzwidrig zugelassen werden ist; es_hat daher insoweit auf die

Entscheidungen in BSGE 6, 70 und 10, 240 Bezug genommen, die sich

mit der gesetzwidrigen Zulassung der Revision befassen. Die von

der Beklagten im einzelnen aufgeworfenen sonstigen Fragen haben

keine grundsätzliche Bedeutung. Unter welchen Umständen ein
Streß - u.a.

Ereignisse aus dem.Tätigkeitsbereich des Betriebs-

rates - wesentliche Ursache für eine Selbsttötung sein können,

ist revisionsgerichtlich ausreichend geklärt. Bereits in einem

Urteil vom 18. Dezember 1962 - 2 RU 56/58 - (Breithaupt 1963,
>

768) hat der erkennende Senat entschieden, daß die Prüfung, welche

'Ursachen für die Selbsttötung als wesentlich anzusehen sind, nicht

auf Geschehensabläufe beschränkt werden darf, die sich auf körper—
lich-organischem Gebiet abgespielt haben, vielmehr auch Vorgänge

im Bereich des Psychischen und Geistigen hinsichtlich ihrer recht-

lichen Bedeutung zu würdigen sind. Auch Vorgänge im Bereich des

Psychischen oder Geistigen können-Ursachgaim Rechtssinn sein. In

weiteren Urteilen vom 18. Dezember 1962 — 2 RU 189/59 - (BSGE 18,

173), vom 29. April 1964 - 2 RU 215/60 - (BMW 1964, 2299), vom
29. Mai 1964 — 2 RU 96/59 - (unveröffentlicht) und vom 24. Februar

1967 — 2 RU 114/65 - (SGb 1967, 542) hat
der Senat seine Auffassung

nochmals ausdrücklich betont. Er hat auch entschieden, daß einer'

zu psychischen Reaktionen neigenden Anlage des Versicherten nicht
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beigemessen werden kann, daß sie rechtlich die allein wesent-

liche Ursache ist und andere Einwirkungen auf die Psyche des

Versicherten dadurch als rechtlich unwesentlich in den Hinter-

grund treten (BSGE 18, 178; Urteil vom 29. Mai 1964 — 2 RU 96/59).

Vielmehr sind auch in solchen Fällen die gleichen Erwägungen an-

zustellen, wie sie von Bedeutung sind, wenn bei dem Verletzten

bereits vor dem Unfall ein Leiden in der Anlage oder in fort—

geschrittener Entwicklung vorhanden war..0bwohl diese Recht-

sprechung an Hand von Fällen entwickelt worden ist, in denen

zu entscheiden war, ob zwischen dem Arbeitsunfall und der

Selbsttötung ein ursächlicher Zusammenhang besteht (haftungs-

ausfüllende Kausalit3t), gelten die Ausführungen auch in den.

Fällen, in denen über den ursächlichen Zusammenhang zwischen .,
der versicherten Tätigkeit und der Selbsttötung (haftungsbe—

gründende Kausalität) zu entscheiden ist, da insoweit die

Kausalitätsnorm dieselbe ist. Die unterschiedliche Fallgestal—

tung bietet für die rechtliche Beurteilung keine gtunds}tzlichen

Probleme. Die von der Beklagten aufgeworfenen Frage, unter

welchen Voraussetzungen eine Kette von auf mehrere Arbeits—

schichten verteilten Einzeleinwirkungen als Ursache einer zu

entschädigenden Selbsttötung in Betracht kommt, hat ebenfalls

keine grundsätzliche Bedeutung. In tatsächlicher Hinsicht hat

das LSG festgestellt, daß durch die mit der Tätigkeit des

Verletzten als Betriebsratsvorsitzender zusammenhängenden

Geschehnisse am 18. Mai 1972 ein seelisches Trauma eingetreten

ist, welches sich aus einer bisher nicht vorhanden gewéäenen
)depressiven Verstimmung entwickelt hat. Nach der Rechtsprechung

des Senats in den Urteilen vom 30. Juli 1965 - 2 RU 57/64 -
(ZfS 1966, 115) und vom 31. Oktober 1969 - 2 RU 15/69 - (SozR

Nr 14 zu 5 548 dr Reichsversicherungsordnung -RVO-) genügt es
für die Annahme des Kausalzusammenhanges, wenn sich eine Ge-

walteinwirkung aus der Gesamtheit wiederholter, in mehreren

Arbeitsschichten aufgetretener Gewalteinwirkungen derart her— '

vorhebt, daß sie nicht nur als letzte
von mehreren für den

Erfolg gleichwertigen Gewalteinwirkungen erscheint; Einer

nochmaligen Entscheidung der von der Beklagten aufgeworfenen

Frage bedarf es nicht.
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Die von der Beklagten gerügten Verfahrensmängel liegen nicht vor.

Nach 5 160 Abs 2 Nr 3 SGG kann ein Verfahrensmangel nicht auf eine

Verletzung des 5 128 Abs 1 Satz 1 SGG gestützt werden; nach dieser

Vorschrift entscheidet das Gericht nach seiner freien, aus dem

Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung. Damit sind

die Ausführungen der Beklagten zur Würdigung der ärztlichen Gut-

achten durch das LSG nicht geeignet, die Zulassung der Revision

zu begründen. Die Beweiswürdigung kann auch nicht mit der Begrün—

dung nachgeprüft werden, daß die beweismäßigen Grundsätze für die

Beurteilung, ob gegenüber 5 553 Abs 1 RVO, wonach kein Entschädi—

gungsanspruch
besteht;

wenn der Verletzte den Arbeitsunfall ab-

sichtlich verursacht hat, eine Ausnahme vorliegt, eine Rechtsfrage

von grundsätzlicher Bedeutung sei. Mit der Einführung der Nicht-

zulassungsbe3chwerde durch das Gesetz zur Änderung des Sozial-

gerichtsgesetzes vom 30. Juli 1974 (BGBl I 1625) hat der Gesetz-

geber eine Beschränkung der Verfahrensrevision beabsichtigt

(BT—Drucks7/861 zu Art 1 Nr 13 s 9 und 7/2024 1 Abs 3 s 3) . Es
würde der gesetzgeberischen Absicht zuwiderlaufen, wenn Verstöße

gegen 5 128 Abs 1 Satz 1 SGG, die in der Regel gleichzeitig auch

eine Abweichung von entsprechenden Entscheidungen des BSG be—

deuten, als Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung oder Diver—

genz geltend gemacht werden könnten, um auf diese Weise eine

Nachprüfung des Berufungsurteils hinsichtlich der Beweiswürdigung

zu erreichen. Zur Beweiswürdigung gehören auch die Ausführungen

des LSG, daß mehrere Formulierungen im Gutachten von Prof. Dr.

D:. T_ nicht einer unparteiischen gutachtlichen Beurtei—

lung ngdes 5 410 Abs 1 Zivilprozeßordnung (ZPO) entsprechen.

Das LSG hat diese Vorschrift nicht angewendet, sondern lediglich

daraus, daß der Sachverständige nach 5 410 Abs 1 ZPO zu beeiden
hat, daß das Gutachten von ihm unparteiisch erstattet worden ist,

einen Maßstab für die Beweiswürdigung entnommen.
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Da die Beschwerde nicht beqründet ist, mußte sie zurückge-

wiesen werden;

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendunq

des 9193 sec. ]
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